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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 21. August 1978 

Der Bundeskanzler 
14 (34) — 921 02 — Gü 39/78 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes mit Begründung 
(Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 459. Sitzung am 2. Juni 1978 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Matthöfer 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 
2132, 2480), zuletzt geändert durch Artikel 92 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 a Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
eingefügt: 

„Ist für einen Teil der Kraftfahrzeuge des Sitzes 
oder der Niederlassung entgegen Satz 1 der an- 
genommene Standort nicht bestimmt, so gilt 
auch für diese Kraftfahrzeuge der angenom- 
mene Standort." 

2. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die im Rahmen der Höchstzahlenauftei- 
lung auf ein Land entfallenden Genehmigungen 
dürfen nur von einer Genehmigungsbehörde 
dieses Landes (§ 14 Abs. 1 und 2) erteilt werden. 
Ausnahmen von Satz 1 bedürfen der Zustim- 
mung der obersten Verkehrsbehörde des Lan- 
des, zu dessen Höchstzahlenanteil die Geneh- 
migung zählt; die Zustimmung darf nur aus 
Struktur- oder regionalpolitischen Gründen oder 
zur Vermeidung des Handels mit Genehmigun- 
gen für den Güterfernverkehr versagt werden." 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird das Wort „Leistungs- 
fähigkeit" ersetzt durch die Worte „finan- 
zielle Leistungsfähigkeit". 

b) In Absatz 2 werden die Worte „der Spedi- 
tion und Lagerei" ersetzt durch die Worte 
„in einem Speditionsunternehmen, das Gü- 
terkraftverkehr betreibt". 

c) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 
bis 5 eingefügt: 

„ (3) Neu zu erteilende Genehmigungen 
sinci öffentlich auszuschreiben; die Aus- 
schreibung kann auf bestimmte Bewerber- 
gruppen oder Gebiete beschränkt werden. 
Bei cier Verteilung der Genehmigungen sind 
Neubewerber, Klein-, Mittel- und Großunter- 
nehmer angemessen zu berücksichtigen. In- 
nerhalb der jeweiligen Gruppe ist denjeni- 
gen Bewerbern der Vorzug zu geben, die die 


Gewähr dafür bieten, daß sie unter den ge- 
gebenen wirtschaftlichen Bedingungen das 
öffentliche Verkehrsbedürfnis nach Dienst- 
leistungen des gewerblichen Güterfernver- 
kehrs am besten befriedigen. Das Vorliegen 
eines öffentlichen Verkehrsbedürfnisses 
kann auch unter Berücksichtigung von Struk- 
tur- oder regionalpolitischen Gesichtspunk- 
ten beurteilt werden. Einem Bewerber darf 
jeweils nur eine Genehmigung erteilt wer- 
den. 

(4) In Fällen zwingender betrieblicher 
oder persönlicher Belange eines Bewerbers 
oder zur Erfüllung eines dringenden öffent- 
lichen Verkehrsbedürfnisses kann im Einzel- 
fall unter Anlegung eines strengen Maß- 
stabes von den Vorschriften des Absatzes 3 
abgewichen werden. Dabei kann die Geneh- 
migung unter Bedingungen und Auflagen 
erteilt werden, wenn dies zur Vermeidung 
eines Handels mit Genehmigungen erforder- 
lich erscheint. 

(5) Genehmigungen, deren Gültigkeits- 
dauer abgelaufen ist, werden in der Regel 
und unbeschadet der Bestimmung des Ab- 
satzes 6 dem bisherigen Genehmigungsin- 
haber erteilt; Absatz 3 findet in diesen Fäl- 
len keine Anwendung. Dies gilt nicht, wenn 
der bisherige Genehmigungsinhaber die Ge- 
nehmigung in den letzten 24 Monaten vor 
Ablauf der Gültigkeitsdauer nicht hinrei- 
chend genutzt hat. Eine hinreichende Aus- 
nutzung ist grundsätzlich dann nicht gege- 
ben, wenn die mit der Genehmigung erziel- 
ten Leistungen nach Gewichtskilometern und 
Umsatz jeweils weniger als die Hälfte der 
im Durchschnitt des betreffenden Landes er- 
zielten Leistungen betragen." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6. 

4. In § 11 Abs. 2 Satz 2 wird der Satzteil „unbe- 
schadet der Vorschrift des § 9 Abs. 2 Satz 2" 
gestrichen. 

5. § 12 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

.,(1) Anstelle einer Genehmigung dürfen dem 
Unternehmer mehrere Genehmigungen erteilt 
werden, wenn diese Genehmigungen den Unter- 
nehmer berechtigen, nur solche Kraftfahrzeuge 
zu verwenden, die einschließlich Anhänger ins- 
gesamt eine bestimmte Nutzlast nicht über- 
schreiten. Maßgebend für die Nutzlast nach 
Satz 1 ist die Nutzlast eines Kraftfahrzeuges 
einschließlich Anhänger, das im Zeitpunkt der 
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Antragstellung auf den Namen des Unterneh- 
mers zugelassen ist und ihm gehört oder von 
ihm auf Abzahlung gekauft ist und das er auf 
Grund der Genehmigung hätte einsetzen kön- 
nen, höchstens jedoch 24 Tonnen. Die Nutzlast 
des Kraftfahrzeuges einschließlich Anhängers 
darf nur bei einer Genehmigung berücksichtigt 
werden. Ist eine Genehmigung im Sinne des § 9 
mit einer Nutzlastbeschränkung erteilt, so ist 
abweichend von Satz 2 diese Nutzlast maß- 
gebend.'' 

6. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Ab- 
satz 4 eingefügt: 

„(4) In den Fällen des § 6 a ist abwei- 
chend von Absatz 3 Satz 2 die Genehmi- 
gungsurkunde der für die Bestimmung des 
angenommenen Standortes zuständigen Be- 
hörde zur Berichtigung vorzulegen." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; in 
Satz 2 entfällt der Punkt, und es wird fol- 
gender Satzteil angefügt: 

„oder die Eintragung in das Register nur 
noch von der Vorlage der Genehmigungs- 
urkunde beim Registergericht abhängt." 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

7. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erster Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Nach dem Tode des Unternehmers darf der 
Erbe den Betrieb vorläufig weiterführen;". 

b) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Ab- 
satz 4 angefügt: 

„(4) Im Falle der Erwerbs- oder Ge-- 
schäftsunfähigkeit des Unternehmers oder 
der für die Führung der Geschäfte bestellten 
Person darf ein Dritter, bei dem die Vor- 
aussetzungen des § 10 Abs. 1 Nr. 1-und 2 
noch nicht festgestellt sind, das Unternehmen 
bis zu sechs Monaten nach Feststellung der 
Erwerbs- oder Geschäftsunfähigkeit weiter- 
führen. In ausreichend begründeten Sonder- 
fällen kann diese Frist um drei Monate ver- 
längert werden." 

8. In § 19 a wird das Zitat „§ 9, § 10 Abs. 1 Nr. 3, 
Abs. 2 und 3" ersetzt durch das Zitat „§ 9 
Abs. 1, § 10 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 bis 6". 

9. In § 50 Satz 2 wird die Einheit „55 PS" durch 
„40 kW" ersetzt. 

10. § 51 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Einheit „55 PS" durch 
„40 kW" ersetzt. 


b) An Satz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Lastkraftwagen ohne Anhänger mit 
einer zulässigen Nutzlast von weniger als 
4 Tonnen, die nicht auf den Unternehmer 
zugelassen sind, gilt die Niederlassung des 
Unternehmers, von der aus der Lastkraft- 
wagen eingesetzt wird als Standort im Sinne 
dieses Gesetzes, soweit nicht ein Standort 
nach Absatz 1 bestimmt ist." 

11. In § 52 Abs. 4 Satz 1 wird die Einheit „55 PS" 
durch „40 kW" ersetzt. 

12. In § 54 Abs. 3 wird das Zitat „(Bundesgesetz- 
blatt I S. 65)" ersetzt durch das Zitat „(BGBL I 
S. 65), geändert durch Artikel 275 des Gesetzes 
vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469),". 

13. In § 60 Abs. 3 wird die Einheit „55 PS" durch 
„40 kW" ersetzt. 


14. In § 63 Abs. 2 Nr. 4 wird nach dem Zitat „§ 75," 
das Zitat „§ 87 b Abs. 2, § 97 d Abs. 5," einge- 
fügt. 

15. § 64 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Ordentliche Sitzungen müssen mindestens 
zweimal im Kalenderjahr stattfinden." 

b) Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 angefügt: 

„Der Vorsitzende kann jederzeit eine Sit- 
zung anberaumen." 

16. In den §§ 69, 70 und 72 werden die Worte 
„Rechnungsjahres" und „Rechnungsjahr" ersetzt 
durch die Worte „Haushaltsjahres" und „Haus- 
haltsjahr". 

17. § 73 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Er kann nach seinem Ermessen die Prüfung 
beschränken und Rechnungen ungeprüft las- 
sen." 

18. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 und 2 wird das Wort „Antrag- 
steller" jeweils durch das Wort „Unterneh- 
mer" ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird das Wort „sachkundig" 
ersetzt durch die Worte „fachlich geeignet". 

c) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die finanzielle Leistungsfähigkeit des 
Betriebes gewährleistet ist". 

19. In § 83 Abs. 1 werden die Worte „§ 19 über 
die. Fortführung des Betriebes nach dem Tod 
des Unternehmers" ersetzt durch die Worte 
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„§ 19 über die Fortführung des Betriebes nach 
dem Tod des Unternehmers sowie nach dem 
Wegfall der Erwerbs- oder Geschäftsfähigkeit 
des Unternehmers oder der für die Führung der 
Geschäfte bestellten Person". 

20. In § 89 a Nr. 2 Buchstabe b werden nach dem 
Wort „Zugmaschinen“ die Worte „oder Sonder- 
fahrzeugen“ und nach dem Wort „die“ die 
Worte „nach § 2 Nr. 6 des Kraftfahrzeugsteuer- 
gesetzes in der Fassung vom 1. Dezember 1972 
(BGBL I S. 2209)“ eingefügt. 

21 . § 97 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Zitat „Arikel 5 , 7 und 
12 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Mar- 
gentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 
vom 6. August 1968)“ ersetzt durch das Zitat 
„Artikel 14 und 15 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2831/77 des Rates vom 12. Dezember 
1977 über die Bildung der Beförderungsent- 
gelte im Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten (ABI. EG Nr. L 334 S. 22)“. 

b) Absatz 2 wird gestrichen; die Absätze 3 
bis 6 werden Absätze 2 bis 5. 

c) Im neuen Absatz 2 wird das Zitat „Artikel 2 
Abs. 3 Satz 2 und Artikel 5 Abs. 2 , 5 und 6 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68“ ersetzt 
durch das Zitat „Artikel 9 Abs. 3 Satz 2 und 
Artikel 14 Abs. 2, 5 und 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2831/77“. 

d) Der neue Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf Beförderungen, die einem Refe- 
renztarif nach der Verordnung (EWG) Nr. 
2831/77 unterliegen oder für die Sonderab- 
machungen nach Artikel 14 der genannten 
Verordnung getroffen werden, findet § 58 
entsprechende Anwendung.“ 

e) In den neuen Absätzen 4 und 5 wird das Zi- 
tat „Verordnung (EWG) Nr. 1174/68“ jeweils 
ersetzt durch das Zitat „Verordnung (EWG) 
Nr. 2831/77“. 

22. § 97 e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Zitat „Artikel 4 Abs. 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Mar- 
gentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 
vom 6. August 1968)" ersetzt durch das Zitat 
„Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 
2831/77 des Rates vom 12. Dezember 1977 
über die Bildung der Beförderungsentgelte 


im Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten (ABI. EG Nr. L 334 S. 22)“. 

b) In Absatz 2 wird das Zitat „Artikel 4 Abs. 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des R.a- 
tes der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Mar- 
gentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 
vöm 6. August 1968)“ ersetzt durch das Zi- 
tat „Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 
2831/77“. 


23. In § 98 Nr. 2 wird das Zitat „Artikel 2 Abs. 3 
Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Margen- 
tarifsystems im Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 vom 6. August 
1968)“ ersetzt durch das Zitat „Artikel 9 Abs. 3 
Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2831/77 des 
Rates vom 12. Dezember 1977 über die Bildung 
der Beförderungsentgelte im Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. EG Nr. L 
334 S. 22)“. 


24. § 99 a Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird das Zitat „des Artikels 5 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Ra- 
tes der Europäischen Gemeinschaften vom 
30. Juli 1968 über die Einführung eines Mar- 
gentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 S. 1 
vom 6. August 1968)“ ersetzt durch das Zitat 
„des Artikels 14 der Verordnung (EWG) Nr. 
2831/77 des Rates vom 12. Dezember 1977 
über die Bildung der Beförderungsentgelte 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten (ABI. EG Nr. L 334 S. 22)“. 

b) In Buchstabe b wird das Zitat „Artikel 5 
Abs. 2“ ersetzt durch das Zitat „Artikel 14 
Abs. 2“. 

c) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) entgegen Artikel 14 Abs. 5 Halbsatz 1 
oder Artikel 14 Abs. 6 Satz 1 der ge- 
nannten Verordnung eine Sonderabma- 
chung ohne vorherige Genehmigung 
durch die zuständige Behörde durchführt 
oder abschließt,“. 

d) In Buchstabe d werden das Zitat „§ 97 d 
Abs. 4 oder 5“ durch das Zitat „§ 97 d Abs. 3 
oder 4“ und das Zitat „Artikel 5“ durch das 
Zitat „Artikel 14“ sowie das Komma durch 
„oder“ ersetzt. 

e) Nach Buchstabe d wird folgender Buchstabe 
e angefügt: 
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„e) der Bundesanstalt entgegen Artikel 15 
der genannten Verordnung die verlang- 
ten Auskünfte nicht fristgemäß, unrich- 
tig oder unvollständig erteilt,“. 

25. § 99 a Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Im Einleitungssatz werden das Zitat „(EWG) 
Nr. 2829/72 des Rates vom 28. Dezember 
1972“ in „(EWG) Nr. 3164/76 des Rates vom 
16. Dezember 1976“ und das Zitat „(Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 298 S. 16)“ in „(ABI. EG Nr. L 357 S. 1)“ 
geändert. 

b) Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) eine Gemeinschaftsgenehmigung entge- 
gen Artikel 2 Abs. 1 der genannten Ver- 
ordnung für Beförderungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und 
einem Drittland oder zwischen einem 
anderen Mitgliedstaat und einem Dritt- 
land unter Durchfahren der Bundesre- 
publik Deutschland benutzt,“. 

c) In den Buchstaben f, g, h und i wird das 
Zitat „Artikel 5 Abs. 1“ jeweils ersetzt durch 
das Zitat „Artikel 4 Abs. 1“. 

26. In § 101 wird das Wort „Genehmigungsbe- 
hörde“ ersetzt durch die Worte „höhere Lan- 
desverkehrsbehörde“ . 


27. In § 102 wird das Wort „Erlaubnisbehörde" 
ersetzt durch die Worte „untere Verkehrsbe- 
hörde“ und das Wort „Genehmigungsbehörde" 
durch die Worte „höhere Landesverkehrsbe- 
hörde“. 

28. In § 103 Abs. 3 Nr. 4 wird das Zitat „Artikel 16 
der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates 
vom 30. Juli 1968 über die Einführung eines 
Margentarifsystems im Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten“ durch das Zitat 
„Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 2831/77 
des Rates vom 12. Dezember 1977 über die Bil- 
dung der Beförderungsentgelte im Güterkraft- 
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. EG 
Nr. L 334 S. 22)" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Kernstück des Gesetzentwurfs sind die unter 
Nummer 3 enthaltenen Vorschriften über Krite- 
rien für die Vergabe von Güterfernverkehrsge- 
nehmigungen. 

Das Güterkraftverkehrsgesetz enthält in der z. Z. 
geltenden Fassung keine besonderen Kriterien 
und Maßstäbe über die Vergabe von Genehmi- 
gungen für den Güterfernverkehr. Die Vergabe 
der Genehmigungen an Bewerber erfolgt bisher 
an Hand der verkehrswirtsdiaftlichen Ziele des 
Gesetzes nach pflichtgemäßem Ermessen der Ge- 
nehmigungsbehörden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Be- 
schluß vom 14. Oktober 1975 über die Verfas- 
sungsmäßigkeit der Kontingentierung der Kraft- 
fahrzeuge für den Güterfernverkehr dem Gesetz- 
geber nahegelegt zu prüfen, ob die Maßstäbe 
und Kriterien, die bei der Vergabe der Geneh- 
migungen zugrunde zu legen sind, nicht im Ge- 
setz selbst deutlichen Ausdruck finden sollten. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat schließlich in 
zwei Urteilen vom 3. November 1976 eine ge- 
setzliche Regelung der Vergabekriterien für ver- 
fassungsrechtlich geboten gehalten. 

Mit der Regelung über Vergabegrundsätze soll 
zugleich dem sogenannten Handel mit Güterfern- 
verkehrsgenehmigungen entgegengewirkt wer- 
den. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem 
Beschluß vom 14. Oktober 1975 dazu u. a. aus- 
geführt, daß der Handel mit Genehmigungen für 
den Güterfernverkehr gegen Artikel 12 Abs. 1 
und Artikel 3 Abs. 1 GG verstoße. Die Kontin- 
gentierung der Genehmigungen für den Güter- 
fernverkehr stelle einen schweren Eingriff in die 
Freiheit der Berufswahl dar und müsse daher 
jedem Bewerber nach Möglichkeit gleiche Chan- 
cen einräumen. Diese Chancengleichheit würde 
nicht mehr bestehen, wenn die Genehmigungen 
übertragbar wären und zum Gegenstand priva- 
ter Geschäfte gemacht werden könnten. 

2. Bei den übrigen Regelungen des Gesetzentwurfes 
handelt es sich im wesentlichen um Bestimmun- 
gen von geringerer Bedeutung und um die An- 
passung an EG-Vorschriften. 

3. Bund, Länder und Gemeinden werden durch die- 
ses Gesetz nicht mit Kosten belastet. Das Gesetz 
führt zu keiner Erhöhung des allgemeinen Preis- 
niveaus. 

11. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz schreibt in § 6 a Abs. 3 

vor, daß der angenommene Standort für alle Kraft- 


fahrzeuge des Sitzes oder der Niederlassung des 
Unternehmers einheitlich zu bestimmen ist. Mit die- 
ser Regelung soll verhindert werden, daß der Unter- 
nehmer für verschiedene Kraftfahrzeuge desselben 
Sitzes oder derselben Niederlassung mehrere Stand- 
orte erhält und damit im Bereich mehrerer Nahzo- 
nen von einem Sitz Güternahverkehr betreiben 
kann. In der Praxis kommt es aber immer wieder 
vor, daß ein Unternehmer in seinen Antrag auf Be- 
stimmung eines angenommenen Standortes einige 
seiner Kraftfahrzeuge nicht einbezieht oder daß 
er für nachträglich erworbene Kraftfahrzeuge den 
angenommenen Standort der übrigen Kraftfahrzeuge 
nicht bestimmen läßt. In diesen Fällen ist nach der 
Regelung des § 6 Abs. 6 die Gemeinde des Sitzes 
oder der Niederlassung Standort für die Fahrzeuge, 
für die kein Antrag auf Bestimmung eines ange- 
nommenen Standortes gestellt ist. 

Die vorgesehene Regelung beseitigt den Wider- 
spruch zwischen § 6 Abs. 6 und der Forderung in 
§ 6 a Abs. 3. 

Zu Nummer 2 

§ 9 Abs. 2 Satz 1 der bisherigen Vorschrift hatte 
stets nur deklaratorische Bedeutung, da Sinn und 
Zweck der Höchstzahlenregelung in § 9 Abs. 1 eine 
Überschreitung der Höchstzahlen ausschließen. Aus- 
nahmen von der Höchstzahlenregelung nach Ab- 
satz 1 bestehen auf Grund von Sondergesetzen 
(z. B. für Vertriebene, Flüchtlinge, Heimkehrer). Die 
in den Sondergesetzen genannten Personen können 
bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (z. B. Fachkunde, Zuver- 
lässigkeit und finanzielle Leistungsfähigkeit — § 10 
Abs. 1) auch dann Genehmigungen erhalten, wenn 
die Höchstzahlen überschritten sind. Dies ergibt sich 
aus der Sondergsetzgebung für diese Personen- 
kreise. Es ist vorgesehen, die Höchstzahlen-Verord- 
nung derart zu ändern, daß die nach den genannten 
Sondergesetzen ausgegebenen Genehmigungen die 
nach § 9 Abs. 1 festgesetzten Höchstzahlen erhöhen. 
Auf Grund der vorgesehenen Regelung in der 
Höchstzahlen- Verordnung entfällt auch Absatz 2 
Satz 2 bisheriger Fassung. 

Die Neufassung des Absatzes 2 soll sicherstellen, 
daß die Wanderung der Genehmigungen von einem 
Landeskontingent in das Kontingent eines anderen 
Landes grundsätzlich nur mit Zustimmung der zu- 
ständigen Behörden der Länder erfolgt. 

Nach der bisherigen Regelung haben es die Geneh- 
migungsinhaber in der Hand, die in der Höchstzah- 
len-Verordnung vorgenommene Aufteilung der Ge- 
nehmigungen auf die Länder zu verändern, indem 
sie zugunsten von Unternehmen in anderen Bundes- 
ländern auf die ihnen erteilte Genehmigung ver- 
zichten. Die Genehmigungen werden in diesen Fäl- 
len ohne Zustimmung der bisherigen Genehmigungs- 
behörde an die Bewerber erteiU. Diese Praxis hat 
dazu geführt, daß einige Länder einen Zuwachs 
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ihres Landeskontingents und andere einen Verlust 
zu' verzeichnen haben. Die Länder wollen künftig 
verstärkt Einfluß auf solche Wanderungen nehmen. 
Wanderungen der Genehmigungen von einem Lan- 
deskontingent in ein anderes sollen zwar nicht gänz- 
lich ausgeschlossen werden. Die Abwanderung soll 
aber künftig zustimmungspflichtig sein. Die Zustim- 
mung darf jedoch nur versagt werden, wenn die 
Abwanderung der Genehmigung aus einem Land 
Struktur- oder regionalpolitischen Maßnahmen die- 
ses Landes widersprechen würde oder wenn dies 
zur Vermeidung eines Handels mit Genehmigungen 
erforderlich erscheint. 

Zu Nummer 3 

a) Zu Absatz 1 Nr, 3 

Die Richtlinie des Rates vom 12. November 1974 
über den Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrs- 
unternehmers im innerstaatlichen und grenzüber- 
schreitenden Verkehr (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft Nr* L 308 S. 18) sieht vor, daß den 
Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers nur aus- 
üben darf, wer zuverlässig ist, die entsprechende 
finanzielle Leistungsfähigkeit besitzt und die Vor- 
aussetzungen der fachlichen Eignung erfüllt. Die 
Mitgliedstaaten der EG sind verpflichtet, die inner- 
staatlichen Vorschriften den Regeln der Richtlinie 
anzupassen. Die vorgesehene Änderung dient der 
Angleichung der bisherigen Vorschrift an die EG- 
Regelung in Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe b der Richt- 
linie. 

b) Zu Absatz 2 Satz 1 

Nach Artikel 3 Abs. 4 der obigen Richtlinie (vgl. 
Erläuterung unter a) können die erforderlichen Fach- 
kenntnisse entweder durch den Besuch von Lehr- 
gängen oder durch praktische Erfahrungen in einem 
Verkehrsbetrieb oder durch Kombinationen beider 
Systeme erworben werden. Die bisherige Regelung 
in § 10 Abs. 2 Satz 1 sieht als Nachweis der Fach- 
kunde auch die angemessene Tätigkeit in einem 
Unternehmen der Spedition und Lagerei vor. Nach 
der genannten Richtlinie würde die Tätigkeit in 
einem Unternehmen, das nur Spedition und Lagerei 
betreibt, als Nachweis der fachlichen Eignung nicht 
ausreichen. Die vorgesehene Änderung dient daher 
der Anpassung an die EG-Richtlinie über den Zu- 
gang zum Beruf. 

C) 

Die neu in das Güterkraftverkehrsgesetz aufzuneh- 
menden Absätze 3 bis 5 enthalten die Maßstäbe 
und Kriterien für die Verteilung der Genehmigun- 
gen. 

Durch diese Vorschriften soll gleichzeitig der Han- 
del mit Genehmigungen für den Güterfernverkehr 
unterbunden werden. 

In Absatz 3 wird der Grundsatz aufgestellt, daß 
sämtliche Genehmigungen, die der Genehmigungs- 
behörde zur Erteilung zur Verfügung stehen. Öffent- 
lich auszuschreiben sind. Die Genehmigungsbehörde 
kann die Ausschreibung auf eine der in Absatz 3 ge- 
nannten Gruppen, auf bestimmte Orte oder Gebiete 


oder auf Struktur- bzw. regionalpolitische Gesichts- 
punkte beschränken. Da es zum Wesen der Kontin- 
gentierung gehört, daß die Nachfrage nach Geneh- 
migungen größer ist als die Zahl der zur Verfügung 
stehenden Genehmigungen, soll bei jeder Ausschrei- 
bung einem Bewerber nur eine Genehmigung erteilt 
werden, damit sichergestellt ist, daß die Genehmi- 
gungen einem möglichst großen Kreis von Bewer- 
bern zugeteilt werden können. 

Durch die Pflicht zur Ausschreibung und die Nen- 
nung der Vergabekriterien für den Einzelfall in der 
Ausschreibung soll bundeseinheitlich eine möglichst 
große Transparenz über die zur Verteilung stehen- 
den Genehmigungen erreicht werden. 

Von einer Ausschreibung kann abgesehen werden, 
wenn zwingende betriebliche oder persönliche Be- 
lange eines Bewerbers vorliegen. Zwingende be- 
triebliche Belange im Sinne von Absatz 4 auf Seiten 
des Bewerbers können z. B. sein: Fortführung eines 
Unternehmens im ganzen, das der Bewerber gekauft 
hat. 

Von einer Fortführung eines Unternehmens kann 
in aller Regel nur dann gesprochen werden, wenn 
d.as Unternehmen an Ort und Stelle weitergeführt 
wird. Eine Betriebsfortführung liegt dagegen dann 
nicht vor, wenn die Betriebseinrichtungen eines 
Güterfernverkehrsunternehmens (z. B. Lastkraftwa- 
gen) an Käufer in verschiedenen Orten veräußert 
werden. Die Käufer erwerben nur ein oder mehrere 
Kraftfahrzeuge, jedoch nicht ein Güterfernverkehrs- 
unternehmen als wirtschaftliche Einheit. Wird ein 
Teil eines Güterfernverkehrsunternehmens an einen 
Dritten verkauft, so kann eine Genehmigungsertei- 
lung an den Dritten nur in Betracht kommen, wenn 
das Teilunternehmen einen abgrenzbaren und selb- 
ständigen Betriebszweig des bisherigen Unterneh- 
mens darstellt und ein Handel mit Genehmigungen 
ausgeschlossen werden kann. 

Bei Aufnahme eines Gesellschafters in ein Einzel- 
handelsunternehmen oder in eine Personengesell- 
schaft (BGB-Gesellschaft, OHG, KG) ist die neue 
Gesellschafterzusammensetzung Bewerber im Sinne 
dieser Bestimmung. Wenn diese Gesellschafter den 
Betrieb fortführen wollen, so ist die Erteilung der 
Genehmigung an die neuen Gesellschafter ein zwin- 
gender betrieblicher Grund. 

Nach Absatz 5 besteht ein Rechtsanspruch auf Wie- 
dererteilung einer Genehmigung, wenn deren Gül- 
tigkeitsdauer abgelaufen ist. Bei der Wiederertei- 
lung findet ein Ausschreibungsverfahren nicht statt, 
da die Erhaltung des bisherigen Betriebes im Vor- 
dergrund steht. Unter Gewichtskilometern ist das 
frachtpflichtige Gewicht multipliziert mit der Zahl 
der gefahrenen Kilometer zu verstehen. Das fracht- 
pflichtige Gewicht kann das tatsächliche Gewicht 
einer Sendung sein oder auch höher liegen. 

d) Zu § 10 Abs, 3 

Redaktionelle Anpassung an die Einfügung der Ab- 
sätze 3 bis 5. 

Zu Nummer 4 

Redaktionelle Anpassung an die Änderung des § 9 
Abs. 2. 
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Zu Nummer 5 

Die Regelung, eine Genehmigung in mehrere in der 
Nutzlast beschränkte Genehmigungen aufteilen zu 
können, wurde erstmalig durch das Sechste Ände- 
rungsgesetz von 1969 in das Güterkraftverkehrs- 
gesetz aufgenommen. Maßgebend für die Nutzlast, 
die aufgeteilt werden kann, ist entweder die Nutz- 
last des Kraftfahrzeuges einschließlich Anhänger, auf 
das sich am 1. Januar 1969 die Genehmigung bezog, 
oder wenn die Genehmigung erstmalig nach Inkraft- 
treten des § 12 a erteilt wurde, die Nutzlast eines 
Kraftfahrzeuges einschließlich Anhänger, das der 
Unternehmer im Zeitpunkt der Genehmigungsertei- 
lung hätte einsetzen können. 

Die Neuregelung stellt demgegenüber bei der Er- 
mittlung der Nutzlast allein auf die Nutzlast eines 
Kraftfahrzeuges einschließlich Anhänger im Zeit- 
punkt der Antragstellung ab, das der Unternehmer 
auf Grund der Genehmigung hätte einsetzen kön- 
nen. Als Höchstnutzlast werden 24 t zugrunde ge- 
legt, da in der Regel für einen gewöhnlichen Last- 
zug mit einem Gesamtgewicht von 38 Tonnen die 
Nutzlast nicht über 24 t hinausgeht. Diese Nutzlast 
gilt auch dann, wenn ein Unternehmer ein Spezial- 
fahrzeug mit einer höheren Nutzlast im Güterfern- 
verkehr eingesetzt hat. Ist die Nutzlast eines Kraft- 
fahrzeuges für die Stückelung einer Genehmigung 
einmal zugrunde gelegt worden, so darf die Nutz-:* 
last dieses Kraftfahrzeuges für die Stückelung einer 
anderen Genehmigung nicht mehr verwendet wer- 
den. Diese Regelung ist notwendig, um einer Aus- 
weitung der Nutzlastkapazität des Unternehmens 
vorzubeugen. Satz 4 dieser Vorschrift betrifft die 
Fälle, in denen Genehmigungen für den Möbelfern- 
verkehr in Genehmigungen für den allgemeinen 
Güterfernverkehr nach § 3 a der Sechsten Höchst- 
zahlen-Verordnung umgewandelt worden und mit 
einer Nutzlastbegrenzung versehen sind. Bei den 
umgewandelten Genehmigungen handelt es sich um 
solche im Sinne des § 9 Abs. 1 der Höchstzahlen- 
Verordnung und nicht um gestückelte Genehmigun- 
gen im Sinne des § 12 a. 

Zu Nummer 6 

a) Zu § 15 Abs. 4 

Nach § 15 Abs. 3 ist die Genehmigungsurkunde 
durch die Genehmigungsbehörde zu berichtigen, 
wenn sich der Standort der Kraftfahrzeuge ändert, 
die mit der Genehmigung verwendet werden sollen. 
Der angenommene Standort nach § 6 a wird in der 
Regel von einer anderen Behörde als der Geneh- 
migungsbehörde bestimmt. Aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung soll bei Standortänderung 
nach § 6 a die für die Bestimmung des angenom- 
menen Standortes zuständige Behörde auch für die 
Berichtigung der Genehmigungsurkunde nach § 15 
Abs. 3 zuständig sein. Einer Zustimmungspflicht 
nach Absatz 3 Satz 3 bedarf es bei einer Berichti- 
gung der Genehmigungsurkunde in Fällen eines an- 
genommenen Standortes (fiktiver Standort) nicht, 
da sich der Sitz oder die Niederlassung, an dem der 
regelmäßige Standort besteht, nicht ändert. Ein fik- 
tiver StanduiL darf grundsätzlich nur in einem Um- 


kreis von 30 km um den Sitz oder die Niederlas- 
sung bestimmt werden. Eine Abwanderung der Ge- 
nehmigungen aus dem bisherigen Gebiet findet da-' 
her bei der Bestimmung eines angenommenen Stand- 
ortes nicht statt. 

b) Zu § 15 Abs. 5 

Gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 4 des GmbH-Gesetzes und 
§ 3? Abs. 1 Nr. 5 des Aktiengesetzes ist eine Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung oder eine Ak- 
tiengesellschaft, deren Unternehmensgegenstand der 
staatlichen Genehmigung bedarf, unter Beifügung 
der Genehmigungsurkunde zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden. Das Güterkraftver- 
kehrsgesetz geht in § 15 bisher davon aus, daß die 
Genehmigungsurkunde für den Güterfernverkehr 
einer Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft auf 
Aktien, Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder 
einer Genossenschaft erst ausgehändigt werden darf„ 
wenn die Eintragung der Gesellschaft in das Hanr 
delsregister nachgewiesen ist. Erst mit der Eintra- 
gung ist die juristische Person, der die Genehmi- 
gung erteilt werden soll, entstanden. Durch die Neu- 
regelung soll dieser Gesetzeswiderspruch beseitigt 
werden. Da das Handelsregister und das Genossen- 
schaftsregister öffentlichen .Glauben genießen, sol- 
len die strengeren Voraussetzungen für die Eintra- 
gung in diese Register vorliegen. Die Genehmigung 
soll daher bereits den Vorgesellschaften für die ge- 
nannten juristischen Personen ausgehändigt wer- 
den, wenn die Eintragung allein von der Erteilung 
der Genehmigung abhängt. 

c) Zu § 15 Abs. 6 

Redaktionelle Anpassung an die Einfügung eines 
neuen Absatzes 4 (vgl. Erläuterungen unter Num- 
mer 6b). 

Zu Nummer 7 

a) Zu § 19 Abs. 1 

Redaktionelle Änderung im Hinblick auf die Rege- 
lung der Genehmigungsvergabe in § 10 Abs. 3 bis 5 
(vgl. Erläuterungen unter Nummer 3). Veräußert 
der Erbe das Unternehmen, so richtet sich die Er- 
teilung der Genehmigungen an den Erwerber eben- 
falls nach § 10. 

b) Zu § 19 Abs. 4 

Die Einfügung dieses Absatzes ist notwendig ge- 
worden durch die Richtlinie des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 12. November 1974 
über den Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrs- 
unternehmers im innerstaatlichen und grenzüber- 
schreitenden Verkehr, Diese Richtlinie bestimmt in 
Artikel 3, daß natürliche Personen oder Unterneh- 
men, die den Beruf des Güterkraftverkehrsunter- 
nehmers ausüben wollen, zuverlässig, finanziell lei- 
stungsfähig und fachlich geeignet sein müssen. Arti- 
kel 4 dieser Richtlinie bestimmt zwingend, daß im 
Falle des Ablebens oder der Erwerbs- oder Ge- 
schäftsunfähigkeit der natürlichen Person, die die 
Tätigkeit des Verkehrsunternehmens ausübt, auch 
eine andere Person, die nicht die Voraussetzungen 
der Zuverlässigkeit und fachlichen Eignung erfüllt. 
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einstweilig während eines Zeitraumes von einem 
Jahr das Unternehmen für den Erwerbs- oder Ge- 
schäftsunfähigen fortführen darf. 

Zu Nummer 8 

Redaktionelle Änderung auf Grund der Änderungen 
unter Nummern 2 und 3. 

Zu Nummer 9 

Die Änderung dient der Änpassung an die Ausfüh- 
rungs-Verordnung zum Gesetz über Einheiten im 
Meßwesen vom 26. Juni 1970 (BGBl. I S. 981). Nach 
§ 51 Abs. 2 Nr. 9 dieser Verordnung darf das Ein- 
heitenzeichen „PS"' für die Leistung nur bis zum 
31. Dezember 1977 verwendet werden. An seine 
Stelle tritt als Einheit der Leistung das Watt (W). 
1 PS entspricht 735,49875 W oder 0,73549875 Kilo- 
watt (kW). Nach der vom Bundesminister für Ver- 
kehr am 13. Juli 1977 im Verkehrsblatt veröffent- 
lichten Umrechnungstabelle (vgl. Verkehrsblatt Heft 
15 vom 15. August 1977 S. 405) sind „PS'' auf volle 
„kW" -Einheiten zu runden. 55 PS sind gleich 40 kW. 

Zu Nummer 10 

a) 

Vgl. Erläuterungen unter Nummer 9. 

b) 

Die derzeitigen Standortregeln führen in der Praxis 
bei der Verwendung von Mietfahrzeugen bis zu 4 t 
Nutzlast, die im Werkverkehr eingejsetzt werden 
sollen, häufig zu Schwierigkeiten. Solche Fahrzeuge 
werden vom Mieter oft nur für Beförderungen für 
wenige Stunden, am Wochenende oder für Beförde- 
rungen über kurze Entfernungen benötigt. Läßt der 
Mieter für das Mietfahrzeug keinen Standort be- 
stimmen, weil die Zeit hierfür zu knapp ist oder die 
Behörden Dienstschluß haben, so ist die mit dem 
Mietfahrzeug durchgeführte Beförderung Werkfern- 
verkehr, auch wenn der Transport tatsächlich nur 
über eine kurze Entfernung durchgeführt wurde. Für 
Beförderungen im Werkfernverkehr hat der Mieter 
die nach § 52 vorgeschriebenen Beförderungs- und 
Begleitpapiere mitzuführen und die Beförderungs- 
leistungen in einer Monatsübersicht der Bundesan- 
stalt für den Güterfernverkehr zu melden. Dieses 
Ergebnis ist weder von der Sache noch vom Ver- 
waltungsaufwand her zu rechtfertigen. Künftig soll 
daher in diesen Fällen der Sitz oder die Niederlas- 
sung des Mieters als Standort für das Mietfahrzeug 
fingiert werden. 

Zu Nummer 11 

Vgl. Erläuterungen unter Nummer 9. 

Zu Nummer 12 

Anpassung des Zitats auf Grund der Änderung des 
Binnenschiffsgesetzes durch das Einführungsgesetz 
zum Strafgesetzbuch von 1974. 


Zu Nummer 13 

Vgl. Erläuterungen unter Nummer 9. 

Zu Nummer 14 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, daß der 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt auch über die 
Deckung der Kosten der Bundesanstalt zu entschei- 
den hat, die ihr bei der Mitwirkung der Überwa- 
chung des Güternahverkehrs entstehen, und zwar 
sowohl hinsichtlich des Binnengüternahverkehrs 
(§ 87 b Abs. 2 GüKG) wie des grenzüberschreiten- 
den Güternahverkehrs nach den EG-Margentarifen 
(§ 97 d Abs. 5 GüKG). 

Zu Nummer 15 

a) Zu § 64 Abs. 2 Satz 3 

Nach der bisherigen Regelung ist der Verwaltungs- 
rat der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr ver- 
pflichtet, mindestens einmal im Kalendervierteljahr 
eine ordentliche Sitzung durchzuführen. Diese Re- 
gelung hat sich in der Praxis als zu starr erwiesen. 
Der Verwaltungsrat kann ohnehin jederzeit zu einer 
Sitzung einberufen werden, wenn ein Drittel der 
Mitglieder des Verwaltungsrates, der Leiter der 
Bundesanstalt oder der Bundesminister für Verkehr 
es verlangen. Die Mitglieder des Verwaltungsrates 
werden außerdem monatlich vom Leiter der Bun- 
desanstalt durch Geschäftsbericht informiert. 

b) Zu § 64 Abs. 2 

Die Ergänzung steht im Zusammenhang mit der 
Verminderung der Zahl der ordentlichen Sitzungen 
des Verwaltungsrates nach Buchstabe a. 

Zu Nummer 16 

Bei der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr ist 
wie bei jedem anderen öffentlich-rechtlichen Haus- 
halt das Haushaltsjahr für die Haushaltsrechnung 
maßgebend. Die Änderung berücksichtigt diesen 
Rechtszustand. 

Zu Nummer 17 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß die Ein- 
schränkung des Prüfungsumfanges, wie sie für den 
Bundeshaushalt in § 89 Abs. 2 der Bundeshaushalts- 
ordnung geregelt ist, auch für die Prüfung der Haus- 
halts- und Wirtschaftsführung der Bundesanstalt für 
den Güterfernverkehr gilt. Der bisherige Satz 2 des 
§ 73 Abs. 1 GÜKG, demzufolge der Bundesrech- 
nungshof sich eines Revisions- und Treuhandunter- 
nehmens bedienen kann, ist praktisch ohne Bedeu- 
tung und kann daher entfallen, weil bei der Bun- 
desanstalt eine Vorprüfungsstelle eingerichtet ist. 

Zu Nummer 18 

Die Änderungen des § 81 dienen der Anpassung an 
die Richtlinie des Rates vom 12. November 1974 
über den Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrs- 
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Unternehmers (vgl. Erläuterungen zu Nummer 3 a 
und b) und der Harmonisierung des Wortlauts mit 
§ 10 Abs. 1 des Gesetzes. 

Zu Nummer 19 

Die Ergänzung dieser Vorschrift ist erforderlich 
wegen der Änderung in § 19 Abs. 4 (vgl. Erläute- 
rungen zu Nummer 7 b). 

Zu Nummer 20 

Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, die Sonder- 
fahrzeuge im Sinne von § 2 Nr. 6 des Kraftfahr- 
zeugsteuergesetzes ebenfalls von den Bestimmungen 
über den allgemeinen Güternahverkehr auszuneh- 
men, wenn die Beförderimg von land- und forst- 
wirtschaftlichen Bedarfsgütern im Rahmen eines 
Maschinenringes oder eines vergleichbaren wirt- 
schaftlichen Zusammenschlusses erfolgt. 

Zu Nummern 21 bis 24 

Redaktionelle Anpassung an die Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften über die Ablösung 
der Margentarifverordinung (EWG) Nr. 1174/68 durch 
die „Verordnung (EWG) Nr. 2831/77 des Rates vom 
12. Dezember 1977 über die Bildung der Beförde- 
rungsentgelte im Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten". Die Änderxing unter Nummer 21 
Buchstabe d dient der Umsetzung des Artikels 15 
der genannten Verordnung hinsichtlich der Aus- 
kunftspflicht des Unternehmers über die ange- 
wandten Beförderungsentgelte in innerstaatliches 
Recht. 


Zu Nummer 25 a bis c 

Redaktionelle Anpassung an die Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaften über das Gemein- 
schaftskontingent für den Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten. 

Zu Nummer 26 

Redaktionelle Anpassung des Wortlauts an die Zu- 
ständigkeitsregelung in § 14 Abs. 1 GüKG. Danach 
ist für das Genehmigungsverfahren die höhere Lan- 
desverkehrsbehörde zuständig. Diese ist auch zu- 
ständig für die Ahndung von Verstößen gegen Be- 
stimmungen über den Güterfernverkehr. 

Zu Nummer 27 

Redaktionelle Anpassung an die Zuständigkeitsrege- 
lung über das Genehmigungsverfahren in § 14 Abs. 1 
GüKG und über das Erlaubnis verfahren nach 
§§ 80, 83. 

Zu Nummer 28 

Vgl. Erläuterungen unter Nummern 21 bis 24. 


Zu Artikel 2 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Klausel über das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Artikel 1 Nr. 5 (§ 12 a Abs. 1 GüKG) 

In Nummer 5 sind in § 12 a Abs. 1 Satz 2 die 
Worte „24 Tonnen" durch die Worte „25 Ton- 
nen" zu ersetzen. 

Begründung 

Lastzüge mit dem höchstzulässigen Gesamtge- 
wicht von 38 t erreichen in der Regel eine Nutz- 
last von 25 t. Die Beschränkung auf 24 t würde 
daher z. T. eine Einschränkung von bisher ge- 
gegebenen Möglichkeiten bedeuten und sich ne- 


gativ auf die Anpassungsfähigkeit der Unterneh- 
men auswirken. 

2. Artikel 1 Nr. 24 Buchstabe e 

(§ 99 a Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e GüKG) 

In § 99 a Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e ist nach dem 
Wort „Auskünfte" das Wort „nicht," einzufügen. 

Begründung 

Notwendige Ergänzimg; Anpassung an den 
üblichen Gesetzeswortlaut. 
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